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Vorschlag für Genossenschaftsstatuten 
mit opting out-Möglichkeit und alternativer interner Kontrolle 

Firma, Sitz 

Unter der Firma Genossenschaft [.....................................] besteht eine Genossenschaft gemäss den 
vorliegenden Statuten und den Bestimmungen der Artikel 828ff. des Schweizerischen Obligationen-
rechts mit Sitz in ............................. 

Zweck 

....................... 

Pflichten der Genossenschafter 

[Eine allfällige Verpflichtung der Genossenschafter zu Geld- oder andern Leistungen sowie deren Art 
und Höhe] 

....................... 

Organe 

Die Organe der Genossenschaft sind: 

1. die Generalversammlung;

2. die Verwaltung;

3. die Revisionsstelle, sofern nicht zulässigerweise auf eine solche verzichtet wird.

....................... 

Gesetzliche Revisionsstelle 

Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. 

Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und

2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat.

Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genossenschafter hat jedoch das Recht, spä-
testens 10 Tage vor der Generalversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Gene-
ralversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

Eine ordentliche Revision der Jahresrechnung durch eine Revisionsstelle können verlangen: 

1. 10% der Genossenschafter;

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 Prozent des Anteilscheinkapitals vertreten;

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen.

Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

Statutarische Kontrollstelle 

Untersteht die Genossenschaft nicht der ordentlichen Revision und verzichtet sie rechtsgültig auf die 
eingeschränkte Revision, so hat die Generalversammlung anstelle der gesetzlichen Revisionsstelle ei-
ne statutarische Kontrollstelle zu wählen.  
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Die statutarische Kontrollstelle besteht aus einem oder mehreren Revisoren, die nicht Genossenschaf-
ter und nicht zugelassene Revisoren nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein 
brauchen. Die Revisoren dürfen nicht Mitglieder der Verwaltung oder Angestellte der Genossenschaft 
sein. Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Die Revisoren sind unbeschränkt wieder wählbar. Als Kontroll-
stelle können auch juristische Personen, wie Treuhandgesellschaften, bezeichnet werden. 

 

Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle 

Die Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Bilanz für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat 
insbesondere zu prüfen, ob sich die Betriebsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Bü-
chern befinden, ob diese ordnungsgemäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnis-
ses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwe-
cke hat die Verwaltung der Kontrollstelle die nötigen Aufschlüsse zu geben. 

Die Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne 
Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Betriebsrechnung und die Bi-
lanz nicht Beschluss fassen. 

Die Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auftrages wahrgenommene Mängel der Geschäftsfüh-
rung oder die Verletzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der Verwaltung und in wichtigen 
Fällen auch der Generalversammlung mitzuteilen. 

Die Kontrollstelle ist gehalten, der ordentlichen Generalversammlung beizuwohnen. 

Der Kontrollstelle ist es untersagt, von den bei den Ausführungen ihres Auftrages gemachten Wahr-
nehmungen einzelnen Genossenschaftern oder Dritten Kenntnis zu geben. 

 

Organhaftung 

Alle mit der Verwaltung, Geschäftsführung oder Revision betrauten Personen sowie die Liquidatoren 
sind der Genossenschaft, den einzelnen Genossenschaftern und den Genossenschaftsgläubigern nach 
Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen des Obligationenrechts für den Schaden verantwortlich, 
den sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung der ihnen obliegenden Pflichten verursachen 
(Art. 916 OR). 

 

....................... 

 

Bekanntmachungen und Mitteilungen 

Die Bekanntmachungen erfolgen durch Publikation im Schweizerischen Handelsamtsblatt. Die Mittei-
lungen der Genossenschaft an die Genossenschafter erfolgen schriftlich. 

 

....................... 

 

Schlussbestimmungen  

Die vorliegenden Statuten sind anlässlich der ausserordentlichen Generalversammlung der Genossen-
schaft vom [Datum] angenommen worden. 

 

[Ort/Datum] Namens der 
 Genossenschaft [......................]: 

 

 

 Der Präsident Der Protokollführer 


